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STREIKEN. BLOCKIEREN. BESETZEN. 

GEGEN DAS KRISENDIKTAT DER TROIKA 



SPARKURS FÜR DIE 
WETTBEWERBSFÄHIGKEIT 

Europaweit wälzen Regierungen die 
Kosten der Bankenrettungen auf die 
Lohn abhängigen ab. Überall soll die 
Wettbewerbsfähigkeit durch Lohnsen¬ 
kungen erhöht werden. Die bestehende 
Einkommens- und Vermögensungleich¬ 
heit verschärft sich durch die Krisenpolitik 
der Regierungen weiter. Die deutschen 
Unternehmen und Banken profitieren von 
der Eurokrise. Die Lohn stückkosten sind in 
der BRD besonders niedrig, die Produktivi¬ 
tät ist hoch. Dadurch ist es der deutschen 
Wirtschaft möglich die südeuropäischen 
Länder nieder zu konkurrieren. Die BRD 
hat von 2000 bis 2009 ein Minus der 
realen Löhne und Gehälter von 4,5 Prozent 
zu verzeichnen. Dies liegt vor allem an 
der Deregulierung des Arbeitsmark¬ 
tes und der Ausweitung von prekären 
Beschäftigungsverhältnissen, welche mit 
der »Agenda 2010« von der Rot-Grünen- 
Regierung unter Schröder eingeleitet 
wurden. Nach diesem Vorbild sollen auch 
in den anderen EU-Staaten die Löhne und 
Gehälter sinken und Sozialleistungen 
gekürzt werden. 

Die Troika aus EU-Kommission, IWF und 
Europäischer Zentralbank diktiert die 
Maßnahmen wie Entlassungen, Privati¬ 
sierungen und den Abbau von sozialen 
Leistungen und demokratischen Rechten. 
Sie wendet die gleichen Methoden der 
»Strukturanpassung« an, die der IWF in 
den 1980er Jahren den verschuldeten 
Ländern des Trikonts aufgezwungen hat 
und die zur enormen Verschärfung der 
sozialen Spaltung führten. Die Troika for¬ 
dert in Griechenland die Entlassung von 
15 000 Beamtinnen bis 2014. Dem Diktat 
gehorchend hat die griechische Regierung 
im Juni die öffentlichen Rundfunk- und 
Fernsehanstalten geschlossen und alle 
Mitarbeiterinnen auf die Straße gesetzt. 
Gegen diesen Beschluss gab es einen 


landesweiten Generalstreik. Die Journalis¬ 
tinnen undTechnikerlnnen besetzten das 
Rundfunkgebäude, arbeiten weiter und 
senden via Internet. 

EUROPAWEITE 

GENERALSTREIKS 

In vielen europäischen Ländern finden seit 
Ausbruch der Krise immer wieder General¬ 
streiks gegen die autoritäre Krisenpolitik, 
gegen soziale Kürzungen, Bildungsabbau, 
Wohnungsnot und Entlassungen statt. 

Am häufigsten wird in Griechenland, Itali¬ 
en, Frankreich und Spanien gestreikt. Mit 
den Generalstreiks gegen die Angriffe von 
Staat und Kapital auf den Lebensstandard 
der Lohnabhängigen, wird die betriebliche 
Auseinandersetzung zu einer politischen. 
Politische Streiks sind neben den Platzbe¬ 
setzungen das zentrale Mittel des Wider¬ 
stands gegen die Krisenpolitik in Europa. 

In der BRD werden politische Streiks als 
gesetzeswidrig angesehen. Dabei ist ein 
Verbot politischer Streiks nirgendwo 
festgeschrieben, sondern geht auf die 
Rechtsprechung in den 1950er Jahren 
zurück. Ob ein Streik kriminalisiert wird, 
ist eine Frage des Kräfteverhältnisses. Die 
Grenzen zwischen einem ökonomischen 
und einem politischen Streik sind zudem 
fließend, eine klare Trennung ist oft 
nicht möglich. Entscheidend bei einem 
politischen Streik ist, dass nicht allein die 
Situation in einem einzelnen Betrieb oder 
einer einzelnen Branche der Gegenstand 
des Streikes ist, sondern die Probleme und 
Konflikte der gesamten Lohnabhängigen 
im Zentrum stehen. Die Generalstreiks 
in Europa waren bisher allerdings kaum 
erfolgreich, da sie die Kürzungsprogram¬ 
me nicht stoppen konnten. Die großen Ge¬ 
werkschaften rufen zu eintägigen Streiks 
und großen Demonstrationen auf. Ein 
eintägiger Streik baut aber keinen ausrei¬ 
chenden Druck auf für eine erfolgreiche 
Konfrontation mit den Herrschenden. 


Es gibt aber auch positive Ergebnisse von 
politischen Streiks. Dazu zählt der Kampf 
der Hafenarbeiterinnen gegen das Port 
Package II der EU-Kommission im Jahr 
2006. Gegen den geplanten schärferen 
Wettbewerb der Häfen traten interna¬ 
tional 50000 Hafenarbeiterinnen in 
den Streik, indem sie an so genannten 
betri ebl i ch en I n form ati on sveran st al tun - 
gen teilnahmen. Auch in Bremerhaven, 
Hamburg und Rostock wurde die Arbeit 
niedergelegt. Der Widerstand konnte die 
Liberalisierung von Hafendienstleistun- 
gen verhindern. 

FRIEDHOFSRUHE IN DER 
BRD ÜBERWINDEN 

Während die Menschen in der Türkei, in 
Griechenland, Spanien, Portugal, Frank¬ 
reich, und vielen weiteren Orten gegen 
die Angriffe der Herrschenden kämpfen, 
gibt es hierzulande bisher nur eine 
geringe Bereitschaft zum Widerstand. 

In der Öffentlichkeit wird eine nationa¬ 
listische und rassistische Sichtweise auf 
die Krise verbreitet, nach der die »faulen 
Südländer« selbst schuld sind und nun 
vom »deutschen Steuerzahler« gerettet 
werden müssten. Statt internationaler 
Solidarität ist Standortkonkurrenz und 
Sozialpartnerschaft auch immer noch 
die vorherrschende Richtung in den DGB- 
Gewerkschaften. Gegen diese Positionen 
müssen wir eine klassenkämpferische 
Stoßrichtung setzen, die das gemeinsame 
Klasseninteresse der Lohnabhängigen 
hierzulande und in den anderen Ländern 
ausdrückt. 

ÜBERALL IST WIDERSTAND 

Nicht nur in der EU, sondern überall auf 
der Welt regt sich Widerstand gegen das 
neoliberale Modell und die herrschen¬ 
de Politik. Beispiele sind die Occupy- 
WallStreet-Bewegung in den USA, die 
Aufstände und Revolten in Nordafrika, 
die Massenproteste in Brasilien und die 


aufstandsähnlichen Proteste und Platz¬ 
besetzungen in der Türkei. Dabei geht 
der türkische Staat mit brutaler Gewalt 
gegen die Protestierenden vor. Aber nicht 
nur in der Türkei, sondern überall werden 
die Proteste mit staatlicher Gewalt 
niedergeschlagen. Dennoch entstehen 
in den Kämpfen und Besetzungen neue 
Formen der Selbstorganisation und 
Vernetzungen, die für den Kampf gegen 


die bestehenden Verhältnisse von großer 
Bedeutung sind. Die gesellschaftlichen 
Krisen mit ihrem sozialen Absturz für 
Millionen werden immer wieder durch 
die Profitlogik des Kapitalismus erzeugt. 
Darum ist eine lebenswerte Zukunft 
nur möglich, wenn wir in all unseren 
Kämpfen das kapitalistische Modell 
insgesamt in Frage stellen um es endlich 
zu überwinden. ■ 


VATTENFALL DEN STECKER ZIEHEN 


Seit die Energieversorgung in Berlin 1997 
privatisiert wurde, kontrolliert der schwe¬ 
dische Energiekonzern Vattenfall die Pro¬ 
duktion, Verteilung und den Vertrieb des 
Stroms. Alle zwanzig Jahre laufen die Kon¬ 
zession sverträge für die Stromnetze aus 
und müssen neu ausgeschrieben werden. 
Zum Jahresende 2014 läuft der Konzessi¬ 
onsvertrag zwischen dem Land Berlin und 
Vattenfall über die Stromverteilnetze aus. 
Der Berliner Energietisch tritt für die Re- 
kommunalisierung des Stromnetzes und 
den Aufbau eines Stadtwerkes ein, das 
ökologischen und sozialen Kriterien folgt. 
Nicht Profite, sondern die Bedürfnisse der 
Menschen müssen für die Energieversor¬ 
gung Maßstab sein. 


Der Berliner Energietisch hat Anfang 
Juni 271494 Unterschriften für das 
Volksbegehren »Neue Energie für Berlin« 
eingereicht. Davon wurden 227748 als 
gültig anerkannt. Damit ist das nötige 
Quorum von 173000 gültigen Unterschrif¬ 
ten für ein erfolgreiches Volksbegehren 
deutlich überschritten. Der Senat hat statt 
dem 22. Septmeber den 3. November als 
Termin zum Volksentscheid festgelegt. 

Der Berliner Energietisch hat dazu einen 
eigenen Gesetzestext erarbeitet, über den 
abgestimmt wird. Der Volksentscheid wird 
wirksam, wenn sich mindestens die Hälfte 
der Wahlberechtigten - das sind in Berlin 
rund 600 000 - daran beteiligt und die 
Mehrheit dem Antrag zustimmt. ■ 






PREKÄRES TAXIGEWERRE 


In den derzeit laufenden Verhandlungen 
um die Taxi-Fahrpreise hat der Senat eine 
Erhöhung um 5,81 Prozent zugestanden. 
Bei einer an gedachten Laufzeit von meh¬ 
reren Jahren ist das weniger als die Infla¬ 
tionsrate. Daher hat die an der Tarifanhö¬ 
rung beteiligte Gewerkschaft Verdi dem 
Senat ablehnend geantwortet. Die Fahr¬ 
preise haben einen Einfluss auf die Löhne, 
da letztere in fast allen Betrieben eine An¬ 
teilsprovision auf die eigenen Einnahmen 
des Fahrers oder der Fahrerin sind. 

Eine Fahrpreiserhöhung alleine schafft 
allerdings, selbst wenn sie deutlich höher 
ausfiele, noch keine auskömmlichen Min¬ 


destlöhne im Taxigewerbe. Das liegt dar¬ 
an, dass die Konzessionsvergabe in Berlin 
unbegrenzt ist. Eine kurzzeitige Erhöhung 
der Umsätze pro Taxi - und damit auch 
der Löhne - würde durch von Großunter¬ 
nehmen zusätzlich in den Dienst gestellte 
Taxen wieder neutralisiert werden. 

Die AG Taxi bei Verdi fordert vom Senat 
die Regulation der Konzessionsvergabe in 
dem Sinne, den Dumping Wettbewerb zu 
stoppen. Wir wollen von unserer Arbeit 
leben können, ohne auf zusätzliche 
Sozialleistungen angewiesen zu sein! Mit 
Protestaktionen ist zu rechnen, achtet auf 
Ankündigungen. ■ 
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HÄNDE WEG VOM MANTEL 


Tarifauseinandersetzungen im Handel in Berlin und Brandenburg 


F ür viele Kolleginnen des Berliner 
Einzelhandels müssen die jüngs¬ 
ten Meldungen wie ein schlechter 
Scherz geklungen haben: Anfang des Jah¬ 
res wurden die Manteltarifverträge, die 
wie üblich Regelungen zu Arbeitszeiten 
und Urlaubsansprüchen beinhalten, von 
den Arbeitgebern im Hauptverband des 
deutschen Einzelhandels (HDE) aufgekün¬ 
digt. Ebenfalls auslaufen werden auch 
die Gehaltstarifverträge in Berlin und 
Brandenburg sowie auch im gesamten 
Bundesgebiet. 

Aber es geht noch weiter: Bereits zwei 
größere Unternehmen verstärken bun¬ 
desweit den Druck, in dem sie einfach 
aus dem Unternehmerlager der Tarifge¬ 
meinschaft austreten um sich überhaupt 
nicht mehr an die Tarife zu binden. Neben 
der angeschlagenen Warenhauskette 
Karstadt, die sich mit diesem Austritt 
vermutlich vor allem Lohnerhöhungen 
sparen will, ist auch der Lebensmittelein¬ 
zelhändler und Baumarkt-Betreiber Glo¬ 
bus aus dem Tariflager ausgetreten. Auch 
die Konzernspitze der Metro-Tochter Real 
setzt nach und fordert im HDE billigere 
Kassenkräfte und flexiblere Arbeitszeiten. 

Dabei ist die Arbeit der Kolleginnen 
sowieso schon stark durch prekäre Ar¬ 
beitsbedingungen und zu wenig Geld fürs 
Nötigste geprägt. Immerhin zwölf Prozent 
der Beschäftigten im Einzelhandel in der 
Bundesrepublik arbeiten nach Verdi- 
Angaben bereits jetzt schon für unter fünf 
Euro die Stunde! 

Hier offenbart sich auch ein grundsätz¬ 
liches Branchen-Problem: Die gewerk¬ 
schaftliche Organisierung im Einzelhan¬ 
del ist alles andere als hoch. Im Gegenteil: 
Wenn 30 Prozent der Belegschaft einer 
Filiale Mitglied einer Gewerkschaft sind, 
dann ist das schon gut. Das wissen wohl 


auch die Arbeitgeber und blasen nach den 
gerade so erreichten und trotzdem mage¬ 
ren Ergebnissen der letzten Tarifrunde für 
die Kolleginnen nun zum Sturm auf die 
grundlegenden Tarifzugeständnisse - und 
das alles im Namen von Flexibilisierung 
und vermeintlich »zeitgemäßer« Effekti¬ 
vierung. 

Die Kolleginnen wehren sich aber dage¬ 
gen. In Berlin waren es die Beschäftigten 
von Karstadt, die aufgrund des Austritts 
»ihres« Unternehmens aus dem Tarifver¬ 
trag als erste auf die Straße gingen und 
streikten. Mittlerweile gab es sogar die 
ersten betriebsübergreifenden Warn¬ 
streiks, bei denen auch Kolleginnen von 
H&M, Thalia, Netto und einigen Edeka- 
Regiemärkten auf die Straße gingen. Bis 
zu 800 Beschäftigte versammelten sich 
auf dem Alex zu einer Kundgebung. 

Ganz anders sieht es hingegen bei den 
Kolleginnen der Berliner und Brandenbur¬ 
ger Großhändler aus. Zum 1. Juli einigten 
sich hier Arbeitgeberverbände und Verdi 
bereits auf drei Prozent mehr Gehalt in 
2013 und noch mal 2,1 Prozent in 2014. 

Nur in einzelnen Berliner Betrieben des 
pharmazeutischen Großhandels kam 
es im Vorfeld der Verhandlungen zu 
Warnstreiks. Ebenso wie in Baden-Würt¬ 
temberg: Hier wurden die drei großen 
Pharmagroßhändler Phoenix, Sanacorp 
und Alliance mit Warnstreiks belegt, ehe 
es zur ersten Einigung im Bundesgebiet 
mit Signalwirkung kam. Konsequent eini¬ 
ge Wochen bestreikt wurden aber im Juni 
auch die Großhandelslager der Edeka- 
Regionalgesellschaft in Nord-Bayern - ein 
klares Zeichen für die Arbeitgeber! 

Vermutet werden darf darüber hinaus, 
dass Verdi ohnehin gerne die Verhand¬ 
lung im Groß- und Außenhandel zügig 


zum Ende bringen wollte um sich dann 
ganz auf den Einzelhandel konzentrieren 
zu können. Allerdings dürfte auch die Ar¬ 
beitgeberseite jetzt um einiges erleichter¬ 
ter sein. Ohne Anlieferungsprobleme und 
den insgesamt wesentlich höheren ökono¬ 
mischen und gesellschaftliche Druck bei 
Streiks im Großhandel lässt es sich viel 
einfacher die Kam pfm aßnah men in den 
Einzelhandelsfilialen überstehen. 

Für Verdi dürfte diese Tarifauseinander¬ 
setzung wohl eine zentrale Bewährungs¬ 
probe sein. Sollte sie in den Verhand¬ 
lungen schmerzende Zugeständnisse 
machen müssen oder Verträge unterhalb 
ihrer eigenen Forderungen akzeptieren, 
dann dürfte das Ansehen bei den Kolle¬ 
ginnen wohl gegen Null sinken. Darüber 
hinaus müsste klar sein, dass ein Einbruch 
hinter die bisher erkämpften Zugeständ¬ 
nisse den Einzelhandel praktisch noch 
stärker für mehr unzumutbare Arbeitsbe¬ 
dingungen und viel zu geringe Gehälter 
öffnet - der nächste Niedriglohnsektor 
mit mehr als drei Millionen Beschäftigten 
in Deutschland wäre damit nicht mehr zu 
leugnen. 

Es liegt am Kampfeswillen der Kollegin¬ 
nen dies zu verhindern - und nicht zuletzt 
an uns! Wir alle sind fast tagtäglich 
Kundinnen eines Einzelhandelsun¬ 
ternehmens, werden von Kolleginnen 
beraten, informiert und abkassiert. Ohne 
den Druck von außen wird es wohl sehr 
schwer werden den Konzernspitzen einen 
Strich durch ihre Rechnung zu machen. 
Das aber muss doch unser Ziel sein, oder? 
Nur durch gemeinsame Aktionen und 
Vernetzung - zwischen Kolleginnen ver¬ 
schiedener Branchen und Gewerkschaf¬ 
ten - wird dieser defensive Abwehrkampf 
zum erfolgreichen Offensiv-Kampf um - 
letztlich - unsere gemeinsame Zukunft 
werden. ■ 


FORUM BETRIEB, GEWERKSCHAFT 
UND SOZIALE BEWEGUNG 


Wir bieten einen Treffpunkt für alle, 
die Widerstand leisten wollen gegen 
Lohnkürzungen und Sozialabbau! Für alle 
Kolleginnen, Gewerkschaftsmitglieder, 
Nichtmitglieder, Prekäre, Migrantlnnen, 
Erwerbslose und Rentnerlnnen, die 
Kritik haben. Kritik an den herrschenden 
Parteien und am System, das diese 
Zustände hervorbringt und an den Ge¬ 
werks chaftsführun gen, die zum Beispiel 
der Agenda 2010, den Hartz-Gesetzen und 
der kriegerischen Außenpolitik keinen 
ernsthaften Widerstand entgegengesetzt 
haben. 


Mit der Sicherung des »Standortes« 
wurde jede Verschlechterung begründet, 
die uns in den letzten Jahren zugemutet 
wurde. Diese Standortlogik wird von 
großen Teilen der Gewerkschafts- und 
Betriebsratsspitzen verfolgt. 

Wir wollen uns einmischen, eine Platt¬ 
form für den gesellschaftskritischen 
Widerstand in unserer Stadt werden, die 
Solidarität zwischen den kämpfenden 
Kollegen Innen organisieren, uns über die 
Betriebe hinaus vernetzen, internationa¬ 
listisch Zusammenarbeiten, informieren, 


diskutieren, schulen und uns und den 
Widerstand vorwärts bringen. Wir treten 
für eine demokratische und offene Streit¬ 
kultur innerhalb der Gewerkschaften ein. 

Wir treffen uns jeden letzten Dienstag im 
Monat um 19 Uhr in der Mediengalerie, in 
der Dudenstraße 10, am U-Bahnhof Platz 
der Luftbrücke. 

Wer zu unseren Veranstaltungen einge¬ 
laden werden möchte oder Kontakt auf¬ 
nehmen möchte, melde sich bitte unter: 
forumberlin@web.de. ■ 


WEITER AUF 
PROFIT GETRIMMT 

Demokratisch kontrollierte S-Bahn statt : 3 
Ausschreibung und Renditemaximierung 


M itte Mai 2013 entschied das 
Lan desverfas sun g s g eri ch t 
auf Antrag des Senats, das 
Volksbegehren des S-Bahn-Tisches für 
unzulässig zu erklären. Das Volksbegehren 
wollte ein »Gesetz zur Beendigung des 
Chaos bei der Berliner S-Bahn« anstreben. 
Das Gericht begründete die Entscheidung 
damit, dass ein Großteil der vorgesehenen 
Bestimmungen wegen des Verkehrsver¬ 
bundes nicht nur Berlin, sondern auch 
Brandenburg betrifft. Das Instrument 
Volksbegehren stößt damit an seine 
Grenzen. 

Ob es in Form des vom S-Bahn-Tisch auf 
den Weg gebrachten Volksbegehren ist, 
ob es in Form der 1000 Unterschriften der 
S-Bahn Beschäftigten für eine Betriebs¬ 
versammlung während ihrer Arbeitszeit 
ist, oder ob es in Form der zahlreichen 
Beschlüsse in den Gewerkschaften ist, 
einen wirkungsvollen Widerstand, bis hin 
zum Streik, zu organisieren: Wirkungsvol¬ 
ler Widerstand sieht sich immer wieder 
mit den Strukturen und Gesetzen des 
bestehenden politischen Systems kon¬ 
frontiert, die den Initiativen einen Riegel 
vorschieben wollen. Deshalb sind neue 
gemeinsame und die bisherigen Grenzen 
übergreifende Wege für einen wirkungs¬ 
vollen Widerstand gefordert. Der Kampf 
gegen Privatisierung und Teilausschrei¬ 
bung muss weiter gehen! 

Die Teilausschreibung zieht sich 
weiter in die Länge. Der Verkehrsverbund 
Berlin-Brandenburg (VBB) hat die Frist 
für die Abgabe der Bewerbungsunter¬ 
lagen bis zum 15. Juli verlängert. Bisher 
haben neben der Deutschen Bahn, das 
französische Staatsunternehmen RATP, 
die Unternehmen National Express aus 
Großbritannien und MTR aus Hongkong 
sowie die Fahrzeughersteller Bombardier 
und Siemens/Stadler Interesse bekundet. 
Statt einer Ausschreibung und Privati¬ 
sierung brauchen wir eine demokratisch 
kontrollierte S-Bahn, die den Interessen 
der Fahrgäste und Mitarbeiterinnen 
dient. 

Der Konflikt bei der S-Bahn ist nicht 
gelöst, die Berliner S-Bahn fährt weiter 
auf Verschleiß-um die Forderungen 


nach Renditemaximierung der DB- 
Konzernführung zu erfüllen. Stellenab- 
bau, mangelnde Wagen Verfügbarkeit, 
Arbeitsverdichtung, Fahren auf Verschleiß 
und Kapazitätsabbau sind die Ursachen 
für das nicht enden wollende Chaos bei 
der S-Bahn. Das S-Bahn Management 
feiert derweil sich und den scheinbaren 
Erfolg, mit dem Einsatz der S85 zwischen 
Waidmannslust und Grünau die S-Bahn 
Krise überwunden zu haben. Tatsächlich 
fahren zwar die Züge der S85, dafür fallen 
auf den anderen Linien immer wieder 
Züge aus, was ein Volumen von weit mehr 
als den Zügen auf der Linie S85 ausmacht. 
So verschleiert das S-Bahn-Management 
in Absprache mit dem Berliner Senat, dass 
weiterhin keine Reservezüge vorhanden 
sind und auch Personal in allen Bereichen 
der S-Bahn für einen stabilen und zuver¬ 
lässigen Zugverkehr weiter fehlt. 

Das S-Bahn Management sorgt nun 
sogar für einen sinkenden Service und 
eine sinkende Sicherheit im Betrieb der 
Berliner S-Bahn. Mit der Abschaffung aller 
örtlichen Aufsichten und Servicemitarbei¬ 
terinnen auf den Bahnsteigen der S-Bahn, 
wird gleichzeitig die massive Erhöhung 
des Arbeitsdrucks auf die Lokführer Innen 
der S-Bahn vollzogen. Und wer von den 
Lokführern diesem Arbeitsdruck nicht 
standhält, oder dadurch sicherheitsrele¬ 
vante Gefahren produziert, wird wie die 
Aufsichten vom Management entsorgt. 

Rationalisierungsprogramme bei 
der S-Bahn, gibt es schon seit Jahren. 
Programme, die sich »Oualify & Oualify 
Plus Portfolio« oder »OSB - Optimierung 
S-Bahn« nennen, sind auf Kostensenkung 
ausgelegt. Es wurde dementsprechend an 
Wartung, an Personal und Infrastruktur 
gespart. Das Ergebnis ist der miserable 
Zustand der S-Bahn, der seit 2009 offen 
sichtbar ist. Gegen diese Zustände kann 
nur eine Bewegung von unten erfolgreich 
sein, die sich nicht auf Stellvertreterpolitik 
und etablierte Apparate verlässt. Wir müs¬ 
sen unsere Interessen und Forderungen 
selbst verteidigen. Unser politischer und 
betrieblicher Protest muss sich zu einem 
übergreifenden Widerstand gegen das 
System der Optimierung, Privatisierung 
und Profitorientierung entwickeln. 
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GEGENSEITIGE HILFE STATT VEREINZELUNG illli 

Interview mit Nobuo Manabe vom Internationalen Arbeitersolidaritätskomitee von Doro-Chiba aus Japan 



H allo Nobuo Manabe. Du hast 
im Juni Berlin als Vertreter des 
Internationalen Arbeiterlnnen- 
Solidaritätskomitees von Doro-Chiba 
besucht, kannst du uns kurz etwas zu 
Doro-Chiba sagen? 

Nobuo Manabe: Doro-Chiba ist eine 
aktive Eisenbahnergewerkschaft in der 
Präfektur Chiba. Die größte Bahngesell¬ 
schaft dort heißt JR-Ost, eine privatisierte 
Teilgesellschaft der ehemaligen Japa¬ 
nischen Staatbahn japanese National 
Railways (JNR). Es gibt noch mehrere 
kleine - sogar winzige - private Bahn¬ 
gesellschaften. Doro-Chiba ist Teil einer 
g ewerksch aftsübergreifen den j apan wei - 
ten Bewegung von klassenorientierten 
Gruppen und Strömungen, auch in den 
großen Gewerkschaftsverbänden. 

Was sind die Leitlinien und Prinzipien 
eurer Organisation? 

Nobuo Manabe: Unsere Leitlinie ist die 
der klassenorientierten Arbeiterbewe¬ 
gung. Wir beschränken uns nicht auf eine 
sektorielle Perspektive, sondern haben 
immer auch die Interessen der gesamten 
Arbeiterinnenklasse im Auge. Wir gehen 
von der Unversöhnlichkeit der Interessen 
von Arbeiterinnenklasse und Kapital aus. 

Steht ihr einer politischen Gruppierung 
nahe? 

Nobuo Manabe: Doro-Chiba ist, um es 
klar zu sagen, keine Parteigewerkschaft. 
Die meisten Mitglieder von Doro-Chiba se¬ 
hen sich als kämpferische Gewerkschaft¬ 
lerinnen. Einige Dutzende betrachten sich 
auch als kämpferische Sozialistlnnen oder 
revolutionäre Kommunistinnen. Nur eini¬ 


ge davon sind politisch organisiert. Eine 
Gewerkschaft ist eine Kampforganisation 
der Klasse und nicht Ableger oder Vasall 
einer Partei. 

Macht ihr hauptsächlich Lohn-und Tarif¬ 
kämpfe, oderauch politische Aktionen 
oder Demonstrationen? 

Nobuo Manabe: Damit beginnt sogar 
die Geschichte von Doro-Chiba, denn wir 
entstanden aus einer Opposition in der 
früheren japanweiten Eisenbahnerge¬ 
werkschaft Doro. Wir unterstützten den 
Kampf der Bauern gegen den Bau des 
Großflughafens Narita und kämpften 
ganz entschieden gegen die Privatisie¬ 
rung der japanischen Staatsbahn, auch 
mit Streiks. Doro-Chiba ist auf viele Arten 
mit anderen antikapitalistischen und 
demokratischen Bewegungen verbunden, 
schon seit Jahren oder sogar Jahrzehnten. 


Wie ist allgemein die Gewerkschaftsbe¬ 
wegung in Japan zu verstehen? Sind die 
meisten Organisationen klassenkämpfe¬ 
risch orientiert, oder üben sie stattdessen 
eine korporatistische Partnerschaft mit 
den Unternehmen aus? 

Nobuo Manabe: Die großen Gewerk¬ 
schaften in Japan sind alle sozialpart¬ 
nerschaftlich orientiert. Neben dem 
Dachverband Rengo - unter Kontrolle der 
DPJ - gibt es noch Zenroren, von der KPJ 
beeinflusst. Aber es gibt auch viele kleine 
Gewerkschaften, die man als Basisgewerk¬ 
schaften bezeichnen kann. Doro-Chiba ist 
eine solche. Und es gibt »amalgamisierte 
Gewerkschaften«. Das muss man sich so 
vorstellen, dass Arbeiterinnen und Arbei¬ 
ter in einem Stadtteil branchenübergrei¬ 
fend sich zu einer lokalen Gewerkschaft 
zusammenschließen. Das hat in Japan 
Tradition. 


Ist es für Lohnabhängige in Japan eher üb¬ 
lich, oder eher eine politisches Bewusstsein 
erfordernde Ausnahme, in einer Gewerk¬ 
schaft zu sein? Wie wirkt ihr der Vereinze¬ 
lung der Beschäftigten entgegen? 

Nobuo Manabe: Im Großen und Ganzen 
ist die Situation der in Deutschland relativ 
ähnlich. Der Vereinzelung wirken wir ent¬ 
gegen durch »Danketsu« auf Deutsch Soli¬ 
darität -, worunter wir in erster Linie Ver¬ 
halten, praktisches Handeln verstehen und 
nicht nur ein Lippenbekenntnis. Dazu ge¬ 
hören Qualitäten wie gegenseitige Hil¬ 
fe, Einfühlungsvermögen, Aufrichtigkeit 
und Ehrlichkeit. Diese Dinge schaffen fes¬ 
ten Zusammenhalt und ermöglichen, auch 
schwere Kämpfe gemeinsam zu führen. 

Ihr habt gute Kontakte zur Anti-AKW-Be¬ 
wegung, nicht erst seit der Reaktorkatas¬ 
trophe in Fukushima. Wie sind diese ent¬ 


standen? Das ist für uns interessant, da in 
der BRD die Zusammenarbeit von Gewerk¬ 
schaften und sozialen Bewegungen keines¬ 
wegs selbstverständlich ist. Verbindungen 
müssen erst bewusst erkämpft werden. 

Nobuo Manabe: Doro-Chiba war schon 
vor der Reaktorhavarie von Fukushima 
gegen AKWs. Doro-Chiba unterstützte 
auch die erste Anti-AKW-Demo in Tokio 
nach dem Unglück und organisierte eine 
»Arbeiterinnenhilfe« für die Bewohne¬ 
rinnen der betroffenen Region. Auch das 
unabhängige Gesundheitszentrum in 
Fukushima wird unterstützt. Die großen 
sozialpartnersch aftlich en G ewerkschafts- 
verbände waren immer für »die friedliche 
Nutzung der Atomenergie«. Nach der 
Reaktorkatastrophe reden die Gewerk¬ 
schaftsführer mal so und mal so. Das ist 
nicht anders als in Deutschland. Aber es 
ist richtig, dass diese Zusammenarbeit 
bewusst erkämpft werden muss. 

Habt ihr Verbindung zu internationalen 
Bewegungen? 

Nobuo Manabe: Doro-Chiba baut erst seit 
2003 systematisch internationale Solidari¬ 
tät auf. Zuvor waren wir - nach unserer 
Meinung heute - von einer »Inselmentali¬ 
tät« geprägt. Seit 2003 ist das anders. Wir 
haben seitdem sehr gute Beziehungen 
etwa zum KCTU Regionalverband Seoul in 
Südkorea und auch zu kämpferischen Ge¬ 
werkschaften an der Westküste der USA, 
zum Beispiel der International Longshore 
and Warehouse Union (ILWU).Seit 2009 
bestehen auch nach Deutschland gute Be¬ 
ziehungen, die wir weiter aufbauen und 
stärken wollen. Insbesondere mit dem 
Klassenkämpferischen Block Berlin möch¬ 
ten wir uns gern befreundet sehen. ■ 


M3I-NETZWERK MADE IN BANGLADESH IKIIKI 

Soli-Kampagne für südeuropäische I Arbeiten für Hungerlöhne und unter Lebensgefahr in 

Generalstreiks in Vorbereitung j der bengalischen Textil- und Bekleidungsindustrie 



I n Südeuropa fanden in den letzten 
Jahren Dutzende von Generalstreiks 
statt. Viele davon waren bloß sym¬ 
bolischen Charakters. Einen Schritt weiter 
ging der europäische Streik- und Aktions¬ 
tag N14 am 14. November des vergange¬ 
nen Jahres. Damals fanden koordiniert 
Streiks in Portugal, Spanien, Zypern, Itali¬ 
en und Belgien statt. In anderen Ländern 
wurden kleinere Unterstützungsaktionen 
organisiert, unter anderem auch in Berlin. 
Dies hat das M31-Netzwerk in der BRD 
zum Anlass genommen, sich Gedanken 
zu machen, wie Generalstreiks in anderen 
Ländern in Zukunft effektiver unterstützt 
werden können. Das M3i-Netzwerk aus 
anarchosyndikalistischen und anderen 
basisorientierten Gewerkschaften sowie 
antifaschistischen Gruppen und Initiati¬ 
ven aus dem antiautoritären, antikapi¬ 
talistischen und linkskommunistischen 
Spektrum hatte seinerseits bereits am 
31. März des vergangenen Jahres einen 
1 än derübergreifen den antikapitalisti- 
sehen Aktionstag organisiert, an dem sich 
Menschen in mehr als vierzig Städten - 
nicht nur europaweit - beteiligten. In 
Frankfurt am Main fand eine Demonstra¬ 
tion von 7000 Antikapitalistlnnen statt, 
die zum Neubau der Europäischen Zent¬ 
ralbank führen sollte, aber von der Polizei 
aufgehalten wurde. Mit der Generalstreik- 
Soli-Kampagne soll der Schwerpunkt auf 
die Initiierung eigener Kämpfe an Arbeits¬ 


plätzen, Hochschulen und so weiter in j 
Solidarität mit einem Generalstreik an der ; 
europäischen Peripherie gelegt werden. j 

Für die Vorbereitung dieser Kampagne j 
fanden bereits drei bundesweite sowie ! 

einige regionale Treffen statt. Kurz vor j 
dem 1. Mai wurde ein Aufruf zur Betei- i 
ligung an der Kampagne veröffentlicht. j 

Dazu folgte jetzt ein Nachtrag, der auf j 
Rückfragen und Bedenken antwortet. j 

Darin wurde der Streikbegriff präzisiert. j 

Neben der kollektiven Arbeitsverweige- j 

rung werden auch solidarische Aktionen j 
von Betroffenen, bei denen der kapitalis- | 
tische Normalvollzug unterbrochen und j 

lahmgelegt wird, darunter gefasst. Dazu j 
zählen Zahltagaktionen von Erwerbs- j 

losen im und um die Jobcenter ebenso, j 
wie der Protest gegen die kapitalistische j 
Zurichtung im Bildungs- oder Reproduk- j 

tionsbereich oder der Protest gegen hohe j 
Mieten und die Verdrängung einkom- j 

mensschwacher Menschen aus bestimm- ; 

ten Stadtteilen. Das nächste bundesweite j 
Treffen zur Kampagne wird am 31. August j 
und 1. September wiederum in Frankfurt ; 
am Main stattfinden. ■ j 


KONTAKT UND AUFRUF 
ZUR KAMPAGNE 

m31-network@riseup.net und 
www.strikem31.blogsport.eu 


I m April 2013 stürzte in einem Indus¬ 
triegebiet bei Dhaka die sechsstö¬ 
ckige Fabrik Rana Plaza, in der viele 
ausländische Textilketten Kleidung pro¬ 
duzieren ließen, ein. Dabei wurden mehr 
als 1100 Menschen getötet. Es war der 
schlimmste Fabrikunfall in der Geschichte 
Bangladeschs. Nur knapp jede zehnte Tex¬ 
tilfabrik in Bangladesch ist sicher, heißt es 
in einer Studie der Universität für Inge¬ 
nieurwesen und Technologie in Dhaka. In 
Bangladesch kommt es andauernd zu Un¬ 
fällen, weil die Textilproduzenten für den 
Profit über Leichen gehen. Notausgänge 
werden versperrt, Arbeitsschutz ist nicht 


vorhanden, zwölf bis 14 Stunden wird 
gearbeitet. Im November 2012 brannte die 
Fabrik Tazreen ab, was 112 Arbeiterinnen 
das Leben kostete. Die deutschen Unter¬ 
nehmen C&A, KiK und Karl Rieker haben 
ihre Textilien aus der Fabrik Tazreen 
bezogen. 

Bangladesch ist nach China der zweit¬ 
größte Textilhersteller weltweit, der 
Sektor ist der wichtigste Industriezweig 
des Landes. Bis Mitte der 1980er Jahre war 
der Anbau von Jute der wichtigste Wirt¬ 
schaftsfaktor Bangladeschs. Dann wurden 
auf Druck des IWF und der Weltbank die 


Staatsausgaben gekürzt und Privatisie¬ 
rungen durch geführt. Dadurch wurde 
die einheimische Industrie ruiniert. Die 
Arbeitslosigkeit stieg massiv an, ebenso 
wie die Abhängigkeit von Importen. 

Die Textilarbeiterinnen kämpfen gegen 
die miserablen Arbeitsbedingungen. Bei 
einer Demonstration für höhere Löhne 
wurde im Mai eine wichtige Autobahn in 
der Nähe der Hauptstadt Dhaka in einem 
Industriegebiet blockiert. Dort liegen hun¬ 
derte Fabriken, die Textilien für westliche 
Handelsketten wie Walmart oder H&M 
fertigen. ■ 
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KLASSENKAMPF UM TAKSIM 

Der linke Aktivist Thomas Eipeldauer besuchte Istanbul 



RÜCKBLENDE 

27. Juni 2013 

Neupack-Streik beendet 

Der Streik beim Hamburger Verpackungs- I 
hersteiler Neupack ist beendet. Er begann | 
am i. November 2012. Am 24. Januar j 

wurde er von der IG BCE-Führung in j 

einen »Flexi-Streik« um gewandelt, der j 

kein richtiger Streik mehr war, sondern j 
ein - fast - normaler Arbeitseinsatz der j 
bisher Streikenden. Ein Großteil der j 

Belegschaft sowie die Unterstützerinnen j 

lehnten dieses Vorgeben der IG BCE als ; 
»Flexi-Verarschung« ab. Die Kolleginnen j 

kämpften für einen kollektiven Vertrag. j 

Dieses wichtigste Ziel, bei Neupack einen j 
Tarifvertrag einzuführen, erreichte die IG j 
BCE jedoch nicht. Stattdessen erhalten die j 
Beschäftigten eine Betriebsvereinbarung j 

mit Regelungsabreden. Zudem wurde j 

eine wichtige Person des Streikes, der j 
Betriebsratsvorsitzende Murat Günes von j 
einem Maßregelungsverzicht ausge- j 

schlossen, der beinhaltet, dass auf Sank- j 
tionen gegen die am Streik beteiligten j 
Mitarbeiterinnen verzichtet wird. Günes j 

wird beschuldigt eine Tätlichkeit gegen j 

einen Vorgesetzten begangen zu haben. j 

27. Juni 2013 

Generalstreik in Portugal 

Um Mitternacht begann der Streik im j 

öffentlichen Dienst. Dort sollen 30 000 ; 

Stellen gestrichen werden. Die beiden j 

großen Gewerkschaftsverbände CGTP und j 

UGT hatten gemeinsam mit Ein zeige- j 

werkschaften zum »großen Ausstand« j 

gegen die Sparpolitik aufgerufen. Die j 

Beteiligung am Streik in den Häfen und j 
in der Industrie war sehr groß. Mit dem j 
24-stündigen Generalstreik wurde das | 

Wirtschaftsleben in Portugal weitgehend ! 

zum Erliegen gebracht. j 

13. Juni 2013 

Streik bei 

Bahngesellschaft SNCF 

Der Streik richtete sich vor allem gegen ; 
das Vorhaben einer »Strukturreform« bei ; 
der französischen Eisenbahngesellschaft j 

SNCF. Das Unternehmen befindet sich j 

in öffentlicher Hand. Die Leitung plant j 

das Bahnunternehmen mit seinen rund j 

150 000 Beschäftigten in drei Unterneh- j 
men aufzugliedern und seine Einheit da- j 
mit zu zerschlagen. Die Belegschaft würde j 
dadurch weiter aufgesplittert. j 

8. Juni 2013 

Lampedusa in Hamburg 

Rund 300 Flüchtlinge aus verschiedenen j 
westafrikanischen Ländern leben seit j 

März 2013 in Hamburg. Sie waren zu- j 
nächst im Winternotprogramm unterge- ; 

bracht. Als das Programm endete, wurden ; 
sie einfach auf die Straße gesetzt. Es j 

sind Wanderarbeiter aus Ghana, Nigeria j 

und Togo, die 2011 aus Libyen über das j 
Mittelmeer zunächst nach Lampedusa, j 

Italien geflohen sind. Sie wurden Opfer j 

des Krieges, der im März 2011 in Libyen mit j 
der Nato-Intervention begann. In Italien j 

haben sie lange Zeit in Sammellagern j 
verbracht, bevor sie sich auf den Weg I 

nach Nordeuropa begaben. Die St. Pauli j 
Kirche bot den Flüchtlingen Anfang Juni ; 
auf Nachfrage den Innenraum der Kirche j 
zum Übernachten an. Etwa 80 Menschen j 
leben mittlerweile dort. Die Gruppe der j 
Geflüchteten nennt sich »Lampedusa in ; 

Hamburg« und fordert die Anerkennung j 
nach Paragraph 23 des Aufenthaltsgeset- j 
zes. Sie fordern vom Hamburger Senat j 
ihre Anerkennung als spezifische Gruppe | 
vor dem Hintergrund des Krieges und j 
der Nato-Intervention in Libyen sowie j 

der humanitären Notlage in Italien. Am I 
8. Juni fand in Hamburg eine Demonstra- ; 
tion mit über 2000 Teilnehmerinnen aus j 
Solidarität mit den Flüchtlingen statt. Am j 
17. August sind weitere Proteste für die j 
Anerkennung der Flüchtlinge geplant. ; 


V.i.S.d.P.: M. Grünberg, Skalitzer Str. 43,10997 Berlin 


n den Tränengaswolken in der 
Mete caddesi, einer kleinen Straße 
neben dem Istanbuler Gezi-Park, 
treffe ich Devrim Can, eine Aktivistin der 
marxistischen Gruppe Kaldirac. Zeit, uns 
zu unterhalten, haben wir diesmal nicht. 
Die Gasgranaten schlagen überall ein - 
130 000 sollen es innerhalb der 20 Tage 
nach dem 31. Mai gewesen sein -, wir sind 
beschäftigt, sie zurückzuwerfen oder in 
den Park zu flüchten, je nach Intensität 
des Beschusses. 

Zwei Tage vorher hatte ich lange mit Dev¬ 
rim über Perspektiven und Charakter des 
Aufstandes gesprochen. Da war auf dem 
Taksim-Platz noch alles friedlich, dutzende 
politische Initiativen hatten ihre Stände, 
die Menschen hatten ihre eigenen organi¬ 
satorischen Strukturen aufgebaut, für Es¬ 
sen, medizinische Hilfe, Sicherheit sorgte 
die »Kommune vom Taksim« selbst. »Von 
nun an ist Tränengas hier eine wirkungs¬ 
lose Waffe. Davor hatten die Menschen 
Angst davor, aber diese Angst ist gewi¬ 
chen«, hat sie mir da gesagt. Und wirk¬ 
lich: Die Masse lässt sich an diesem Diens¬ 
tag nicht mehr einschüchtern, »Biber gazi, 
ole«, »Tränengas, ole« singen sie, während 
Erdogans Polizeitruppen massenhaft Gas¬ 
granaten in die Protestierenden feuern. 

Der spontane Beginn des Aufstandes am 
31. Mai, dessen Auslöser die brutale Räu¬ 
mung von Umweltaktivistinnen war, die 
gegen die Umstrukturierung des belieb¬ 
ten Gezi-Parks protestierten, war indessen 
nicht ganz so unvorbereitet. »Sie haben 
gefragt, ob ich die Bewegung erwartet 
habe: Ja, klar, wir haben das erwartet, nach 
dem 1. Mai ist offensichtlich geworden, 


D er Klassenkämpferische Block ist 
eine Initiative aus Berlin, die die 
Stärkung klassenkämpferischer 
und antikapitalistischer Positionen inner¬ 
halb der Betriebe und darüber hinaus zum 
Ziel hat. Angefangen mit Mobilisierungen 
zu klassenkämpferischen Blöcken auf 
den zentralen zwei Demonstrationen am 
1. Mai, arbeitet unser Zusammenschluss in 
unterschiedlicher Konstellation seit 2009. 

Wir - das sind vor allem Kolleginnen aus 
den Bereichen Verkehr, Entsorgung, Han¬ 


dass es so eine Explosion irgendwann ge¬ 
ben wird. Wenn man Menschen so lange 
unterdrückt, wehren sie sich irgendwann«, 
erklärte mir Hakan Dilmec, Redakteur 
einer linksradikalen Zeitschrift. 

Die Missachtung religiöser und ethni¬ 
scher Minderheiten - insbesondere der 
Alevitlnnen und Kurdinnen -, Erdogans 
Versuch der türkischen Gesellschaft seine 
Interpretation des Islam aufzuzwingen, 
die Nato-hörige Außenpolitik der AKP- 
Regierung,die Unterdrückung politischer 
Opposition - alles das hat lange jenen 
Unmut in der Bevölkerung geschürt, der 
jetzt zur Explosion führte. Die neoliberale 
Politik Erdogans führte zwar zu wirt¬ 
schaftlichem Wachstum und für einige zu 
größerem Wohlstand, ließ aber die Schere 
zwischen arm und reich weiter auf gehen. 
Die Arbeitsbedingungen sind schlecht, bei 
Toten durch Arbeitsunfälle liegt die Türkei 
im internationalen Vergleich weit vorne. 

Auch die Proteste gegen die Stadtum¬ 
strukturierung - die weit über das 
Bauvorhaben im Gezi-Park hinausgehen - 
haben einen Doppelaspekt: Erdogans 
Bauprojekte haben eine soziale und eine 
ideologische Dimension. Ideologisch 
deshalb, weil Erdogan mit ihnen das 
Stadtbild nach seinen weltanschaulichen 
Vorstellungen gestaltet. Die Brücke in Is¬ 
tanbul, die er bauen will, sollte nach dem 
osmanischen Alevitenschlächter Sultan 
Selim heißen, im Gezi-Park will er eine 
alte osmanische Kaserne wiedererrichten. 

Sozial relevant ist der Bauboom, weil 
zunehmend die armen Schichten aus den 
Stadtzentren vertrieben werden sollen: 


del, Erziehung, Dienstleistungen und an¬ 
deren Branchen. Darüber hinaus sind wir 
überwiegend, aber nicht ausschließlich, 
Mitglieder von Gewerkschaften sowie oft 
in unseren Betrieben und in politischen 
Gruppen engagiert und organisiert. 

Politisch eint uns dabei das Ziel der Ab¬ 
schaffung des Kapitalismus als derzeitige 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. 
Überall erleben wir tagtäglich die immer 
dreisteren Zumutungen kapitalistischer 
Profitlogik: miese Löhne, unsichere Jobs, 


»Arme Menschen, die in den Slumgegen¬ 
den der Stadtzentren gewohnt haben, 
werden verdrängt und neue Luxuspro¬ 
jekte werden gebaut, reiche Menschen 
ziehen ins Zentrum. Es handelt sich um 
einen offensichtlichen Angriff auf die Ar¬ 
men in den Stadtzentren«, erklärt mir der 
Pari am ent sabge ordnete der kurdischen 
Partei BDP Ertugrul Kürkcü. 55 Prozent der 
Protestierenden sind Arbeiterinnen, viele 
andere Arbeitslose, schätzt er. Es sind Klas¬ 
senkämpfe, die sich zur Zeit in der Türkei 
abspielen, und es sind die vitalsten - ab¬ 
gesehen vom kurdischen Befreiungs¬ 
kampf- seit dem Ende der Militärdiktatur. 

Dennoch steht die Türkei nicht vor einer 
Revolution. Erdogan genießt immer noch 
die - zumindest passive - Zustimmung ei¬ 
nes großen Teiles der Bevölkerung. Zudem 
stehen auch nicht alle Teile der Protestbe¬ 
wegung für einen progressiven Wandel. 
Die Skepsis, dass nach Erdogan der 
Wechsel von Pest zur Cholera anstehen 
könnte, ist berechtigt. Die kernalistisehe 
Opposition, seit Jahren im Machtkampf 
mit Erdogans AKP, bietet sicher kein Ge¬ 
sellschaftsprojekt an, das der »Kommune 
vom Taksim« gerecht werden könnte. 

Dennoch haben die Proteste schon jetzt 
die Türkei nachhaltig verändert. Die Men¬ 
schen haben ihre Angst vor dem Staat 
verloren, eine junge Generation hat ihren 
eigenen Zugang zu politischen Fragen 
entdeckt. Und: Die radikale kurdische, 
türkische und alevitische Linke ist näher 
zusammen gerückt. Sollte sie eines Tages 
vereint auftreten, existierte in der Türkei 
eine Kraft, die für tatsächlichen Wandel 
stünde. ■ 


Entlassungen, Unternehmenswillkür und 
Druck der Chefetagen auf die Beschäftig¬ 
ten sind hier nur einige Stichworte. Da¬ 
gegen setzen wir die solidarische Orga¬ 
nisierung und den Kampf der Klasse der 
Loh nabhängigen überall für ihre Rechte, 
gegen Ausbeutung und Unterdrückung 
und für eine sozialistische Perspektive! In 
Zeiten eines kaum vorhandenen Bewusst¬ 
seins der eigenen Lage sowie vorherr¬ 
schender Individualisierung und Passivi¬ 
tät der Beschäftigten in vielen Bereichen 
ist dies sicherlich keine einfache Aufgabe. 


i SOZIALE 
I PROTESTE IN §§? 

| BRASILIEN 

j Im Juni 2013 begann eine Welle von 
j Massenprotesten in Brasilien. Ausgelöst 
! wurden die Proteste durch eine Fahr- 
! Preiserhöhung in Bussen und Bahnen. 

; Aus lokalen Protesten wurde schnell 
j eine landesweite Massenbewegung. 

! Parallel zu den Demonstrationen fand 
! der Fl FA Confederations Cup statt, es gab 
j auch Aktionen bei Fußballstadien. Die 
j Militärpolizei ging gewaltsam gegen De- 
j monstrierende vor und setzte Tränengas 
j und Gummigeschosse ein. Die Menschen 
j fordern Geld für Gesundheit, Bildung und 
j den öffentlichen Nahverkehr, statt eine 
j Verschwendung öffentlicher Gelder für 
i internationale Sportveranstaltungen, wie 
; die Fußball-Weltmeisterschaft, die 2014 
j von Brasilien ausgerichtet wird. Nach den 
! Vorgaben der Fifa müssen dafür neue 
j Stadien gebaut werden. 

! Die Bewegung für den Freifahrtschein 
j (Movimento Passe Livre, MPL) setzt sich 
i seit Jahren für einen kostenlosen und 
j qualitativ hochwertigen Personennahver- 
j kehr ein. Die Regierung hat mittlerweile 
I auf die Proteste reagiert. 16 Milliarden 
j Euro sollen in den öffentlichen Personen- 
j nahverkehr investiert werden. Es fanden 
! mehrere Treffen zwischen Vertreterinnen 
j sozialer Bewegungen und der Regierung 
; statt. 

j Auch Gewerkschaften haben sich dem 
j Protest angeschlossen. Der 11. Juli 2013 
j war von acht Gewerkschaftsverbänden 
j als Kampf- und Protesttag ausgerufen 
j worden, eine Reihe wichtiger Organi- 
! sationen diverser sozialer Bewegungen 
i beteiligten sich ebenfalls. Außerdem soll 
; am 6. August gemeinsam und landesweit 
j gegen die Unternehmerverbände protes- 
! tiert werden, die den Gesetzentwurf 4330 
j durchsetzen wollen, der eine Erleichte- 
j rung von Outsourcing vor sieht. ■ 



Mit Kundgebungen, den organisierten 
Blöcken auf den 1.-Mai-Demonstrationen, 
inhaltlichen Veranstaltungen, Solidari¬ 
tätsaktionen sowie mit dieser Zeitung 
versuchen wir dabei nach unseren Mög¬ 
lichkeiten aktuelle Kämpfe zu unterstüt¬ 
zen, in Debatten zu intervenieren und den 
Klassenkampf von unten wieder auf die 
Agenda zu bringen. 

Schluss mit dem Schmusekurs - 
Für Solidarität und Klassenkampf! 

www. klassenkampßolock.blogsport.de ■ 



KLASSENKÄMPFERISCHER BLOCK 


Wer wir sind und was wir wollen ... 













